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TOP 10 MEISTGELESEN IM JANUAR 


0 „Bin ich Sexist oder was?" Ja, 

bist du. lOTipps für linke Männer. 

© „Trinken mit Linken statt 
Fechten mit Rechten!" 

O Auch nach Köln: Gegen Sexismus 
und Rassismus! (5. 15-16) 

O Schülerinnen wollen 
Burschi-Feier stören 

O LL-Demo: Revolutionäres 

Gedenken oder stalinistischer 
Karnevalsumzug? 


O Wie hältst du es mit der Polizei? 
(aus Klasse Gegen Klasse Nr. 22) 

O Euer„Anti"-Sexismus 
pisst mich an! 

O Betriebsratsmitglieder bei Amazon 
wehren sich gegen Entlassung 

O Post-Streik:„Es ist nicht gelungen, 
die aktive Basis zu organisieren" 

Bayerische Polizei: 

Sexualisierte Gewalt ist nur 
für weiße Männer erlaubt 
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LEITARTIKEL 


GEMEINSAMER AUFRUF VON 

WAFFEN DER KRITIK MÜNCHEN 
UND DER REVOLUTIONÄR¬ 
KOMMUNISTISCHEN JUGEND 

D ie Anschläge in Paris vom 13. No¬ 
vember waren der Startschuss: 
Ausnahmezustand in Frank¬ 
reich, Demonstrationsverbote, 
Hausdurchsuchungen, die vor allem 
Migrant*innen, linke Kräfte und Arbei¬ 
terinnen treffen - abgenickt durch die 
französische Linksfront Front de Gauche. 
Nach außen herrscht ganz im Sinne der 
Bush-Doktrin nach den Anschlägen vom 
11. September 2001 ein„Krieg gegen den 
Terror" Diese Kriegseinsätze sind jedoch 
nur die Weiterführung imperialistischer 
Politik mit militärischen Mitteln. Sie be¬ 
kämpfen den Terror des Islamischen 
Staates (IS) nicht, sondern stärken dessen 
Rückhalt in der Region. 

Weder in Afghanistan, noch im Irak 
oder Libyen hat das direkte militärische 
Eingreifen imperialistischer Staaten die 
Lage der arbeitenden Menschen in die¬ 
sen Halbkolonien verbessert. Auch die 
deutsch-französischen Interventionen 
in Syrien und Mali dienen keinesfalls der 
Durchsetzung grundlegender Menschen¬ 
rechte, sondern werden weitere Millionen 
in Armut, Flucht und Tod treiben. 

Die deutsche Beteiligung an der Neu¬ 
aufteilung Nordafrikas und des Nahen 
Ostens dient der Sicherung und Stär¬ 
kung des politischen Einflusses und der 
wirtschaftlichen Macht des deutschen 
Kapitals. So sichert der deutsche Imperi¬ 
alismus auf lange Sicht seine Profitinteres¬ 
sen. Unmittelbar füllen die Waffenexporte 
und Kriegseinsätze die Konten deutscher 
Rüstungsfirmen. Diese Zustände sind der 
Nährboden reaktionärer Ideologien und 
religiöser Kämpfe und waren es auch in 
der Vergangenheit schon. 

Solidarität mit dem 
kurdischen Widerstand! 

Sowohl in Syrien als auch derTürkei kämp¬ 
fen Kurd*innen an verschiedenen Fronten. 
In Rojava leisten die Volksverteidigungs¬ 
einheiten seit mehr als einem Jahr dem 
Vormarsch des IS erfolgreich Widerstand. 
Auf der anderen Seite der Grenze sind die 
Kurd*innen Ziel des türkischen Staats¬ 
terrors. Seit Monaten herrschen in den 
Städten Nordkurdistans bürger*innen- 
kriegsähnliche Zustände. Mehrere Hundert 
Zivilistinnen wurden Opfer der türkischen 
Armee. Die Europäische Union und die 
deutsche Regierung unterstützen diesen 
Staatsterror. Schmiergelder in Höhe von 
drei Milliarden Euro wurden vereinbart, 
damit das türkische Regime Millionen von 


Für eine Bewegung 
gegen Krieg, Rassismus 
und Ausbeutung! 


Geflüchteten am Zugang zur EU hindert. 
Diese Gelderfüllen auch das Kriegsbudget 
der türkischen Regierung in Kurdistan. 

Unsere Solidarität gilt dem Kampf der 
Kurd*innen um Selbstbestimmung. Dazu 
gehört auch, dass wir uns in Deutschland 
gegen die Unterstützung des türkischen 
Staates, gegen das Verbot der PKK und 
gegen autokratische Regime wie den 
IS-Unterstützer Saudi-Arabien durch den 
deutschen Imperialismus organisieren. 

Abschiebungen stoppen! 

Die„Migrationskrise" ist der Ausdruck des 
Kriegs in Europa. Über eine Million Ge¬ 
flüchtete sollen im letzten Jahr in Deutsch¬ 
land angekommen sein. Doch was diese 
Menschen hier erfahren, hat mit„Willkom- 
menskultur" gar nichts zu tun: 900 Angriffe 
allein im letzten Jahr. Von der Regierung 
werden Geflüchtete mit repressiven Geset¬ 
zen und Maßnahmen überzogen. Davon 
profitieren momentan in erster Linie rech¬ 
te Kräfte wie die Alternative für Deutsch¬ 
land (AfD) und PEGIDA. Sie richten ihren 
Hass auf Geflüchtete, aber auch auf Frauen 
und LGBTI*-Menschen. Die Ereignisse in 
Köln zur Silvesternacht nutzen sie für einen 
rassistischen Diskurs um die Abschiebung 
„krimineller Ausländer" zu erleichtern. Das 
sind aber die gleichen rechten Frauenfein¬ 
de, die sich gegen Familiennachzug stellen 
und damit Frauen und LGBTI* reaktionären 
Banden zum Mord ausliefern. 

Wir fordern bedingungsloses Bleibe¬ 
recht für alle Menschen, also Öffnung der 
Grenzen, sofortigen Abschiebestopp und 
das Ende von Arbeitsverboten oder Lager¬ 
unterbringung. 


Die soziale Frage 

Die Auswirkungen der kapitalistischen 
Krise - die vom Kapital geschaffenen Pro¬ 
bleme bei der Verteilung von Wohnraum, 
Arbeit und Bildung - schüren rassistische 
Konkurrenz zwischen Menschen mit und 
ohne Pass. Dabei sind es die Kapitalist*- 
innen mit Unterstützung der EU unter 
Führung Deutschlands, die die Folgen 
der Krise auf die Arbeiter*innenklasse 
abwälzen. Sowohl in Europa als auch im 
Nahen Osten soll sie nun die Krise bezah¬ 
len. Allein die Milliarden, die jedes Jahr 
in Kriegseinsätze fließen, könnten für 
sozialen Wohnungsbau, Bildung, KiTas, 
Mindestlohnerhöhung oder Sozialarbeit 
investiert werden. Die Macht zur Durch¬ 
setzung dieser Forderungen liegt bei der 
Arbeiter*innenklasse. 

Unsere Antwort auf mangelnden be¬ 
zahlbaren Wohnraum ist die Enteignung 
und Kontrolle dieses Raums durch die Mie¬ 
terinnen und Arbeiterinnen. Unsere Ant¬ 
wort auf die Instrumentalisierung von Ge¬ 
flüchteten als Lohndrückerinnen ist die 
Forderung nach gleichem Lohn für gleiche 
Arbeit und die Verteilung dieser Arbeit auf 
alle. Waffenexporte und Abschiebungen 
können durch die Lahmlegung derTrans- 
portnetzwerke verhindert werden. Dafür 
müssen sich auch Geflüchtete und Arbei¬ 
terinnen gemeinsam in Gewerkschaften 
organisieren. 

Auf zur SiKo! 

Jedes Jahr treffen sich führende Politi¬ 
kerinnen, Konzernbosse und Militärs von 
NATO und EU, sowie anderer Staaten wie 
Russland, um eigene außenpolitische Inte¬ 
ressen zu definieren. Am 13. Februar wie¬ 
der. Ihren Interessen setzen wir unseren 
Widerstand entgegen. Dazu wollen wir Ak¬ 
tionskomitees gegen Krieg und Rassismus 
aufbauen, besonders an Schulen und Unis. 

In unseren eigenen Strukturen treten 
wir für ein Ende der Rüstungsforschung 
an Universitäten ein, zum Beispiel der 
„Grünen Bombe" an der LMU München, 
sowie gegen Bundeswehrwerbung an 
Schulen und Unis. Für eine Bildung im 
Interesse aller Ausgebeuteten und Un¬ 
terdrückten! 
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VON STEFAN SCHNEIDER UND PETER ROBE 

D ie Migrationskrise seit Mitte letzten Jahres ist die größ¬ 
te Krise, die Angela Merkel während ihrer zehnjährigen 
Kanzler*innenschaft überstehen musste. Zwar stellten 
sich schon in der Griechenland-Krise bekannte Figuren 
der CDU/CSU gegen den Kurs von Merkel. Letzten Endes konn¬ 
te sich die Kanzlerin jedoch durchsetzen und sich dabei den 
Rückhalt aus anderen wichtigen Euroländern sichern. Diese in¬ 
ternationale Rückendeckung existiert jetzt nicht mehr: Ein Land 
nach dem nächsten verschärft Grenzkontrollen und Asylgesetze, 
was sowohl die Autoritätskrise von Merkel verstärkt als auch 
den reaktionärsten Sektoren der Regierung Unterstützung gibt. 

Innenpolitisch wirken zudem die Ereignisse der Kölner Silves¬ 
ternacht als Katalysator einer Rechtsbewegung. Zwar wird schon 
seit Monaten nach immer mehr repressiven Gesetzen geschrien, 
doch die Debatte hat seit Jahresbeginn an ohrenbetäubender Ra¬ 
dikalität gewonnen. Daran ändern auch die neuesten Angriffe der 
Regierung auf Geflüchtete nichts, wie die Verschärfung des Aufent¬ 
haltsrechts und die Maßnahmen des sogenannten„Asylpakets II". 

Erneute Gesetzesverschärfungen 

Die neueste Verschärfung des Aufenthaltsrechts bedeutet letzt¬ 
endlich nichts anderes als eine menschenrechtswidrige Son¬ 
derbestrafung von Menschen ohne deutschen Pass. Selbst jede 
Bewährungsstrafe kann jetzt zur Ausweisung führen. Bei einer 
Haftstrafe von über einem Jahr wird der Person sogar das Attribut 
des „Geflüchteten" aberkannt. Es wird also bald möglich sein, 
politisch Verfolgte oder Kriegsgeflüchtete aufgrund einer Straftat 
der Folter oder des Todes auszusetzen. 

Das Asylpaket II beinhaltet unter anderem, den Familiennach¬ 
zug für zwei Jahre für alle Geflüchteten auszusetzen, die „nicht 
unmittelbar persönlich verfolgt" sind. Damit werden die Kinder 
und Familienmitglieder von geflüchteten Männern und Frauen, 
genauso wie die Eltern von geflüchteten Kindern, in Bürger*in- 
nenkriegsländern wie Syrien dem Tod ausgesetzt. Dazu werden 
Geflüchteten ab jetzt 10 Euro von den ohnehin schon geringen 
und sachbezogenen Leistungen abgezogen, um siefüreine„ra- 
sche Integration" zur Kasse zu beten. Zudem werden Marokko, 
Tunesien und Algerien zu „sicheren Herkunftsländern" umde¬ 
klariert. Selbst dieTürkei, wo die Regierung einen blutigen Krieg 
gegen die kurdische Bevölkerung führt, oder das von imperialis¬ 
tischen Interventionen geplagte Mali stehen in der Diskussion, 
auch „sichere Herkunftsländer" zu werden. 

Bisher hatte sich die SPD dagegen gewehrt, den Familien¬ 
nachzug für syrische Geflüchtete auszusetzen. Doch wie schon 
in der Debatte um die Transitzonen, die im Asylpaket II als„Auf- 
nahmezentren" enthalten sind, zeigt sich der flüchtige Charakter 
dieser„Opposition". Die einzige Rolle der SPD in der Regierung ist 
es, die von der extremen Rechten geforderten Verschärfungen 
umzubenennen oder wenige Monate zu verzögern. 

Die neuen Angriffe auf Grundrechte von Geflüchteten sollen 
die Geschlossenheit und Handlungsfähigkeit einer zerstrittenen 
Koalition vermitteln. Tatsächlich waren sich CDU, CSU und die 
SPD immer darin einig, ihren menschenfeindlichen Kurs gegen 
die Refugees zu vertiefen. Merkel hatte diesen Konsens in ihrer 
Neujahrsansprache in der Formulierung ausgedrückt, „dieZahl 
der Flüchtlinge nachhaltig und dauerhaft spürbar zu verringern". 

Bricht die Koalition? 

Doch in den ersten Wochen des neuen Jahres hat die Kritik an 
der Bundesregierung und besonders der Bundeskanzlerin vom 
rechten Flügel der CDU und der CSU eine neue Qualität gewon¬ 
nen. Diese Tendenz nimmt auch mit den beiden beschlossenen 


Gesetzesverschärfungen nicht ab, sondern spitzt sich weiter zu. 

Vor der Verabschiedung des „Asylpakets II" hatte die FAZ ge¬ 
schrieben: „Die Kabinettsdisziplin innerhalb der Bundesregierung 
löst sich auf; Bundesminister streiten auf offener Bühne. Öffentlich 
attackieren sie die Kanzlerin. [...] Nichts anderes als einen Kurs¬ 
wechsel grundsätzlicher Art verlangen die parteiinternen Kritiker 
von Merkel. Sie tun es mit immer größerer Vehemenz-mit offenen 
Briefen und mit Ultimaten. Sie sagen zwar, es gehe ihnen nur um 
die Sache, Merkel sei Kanzlerin und müsse es bleiben. In Wahrheit 
stellen sie die Führungs fähigkeit und die Autorität Merkels in Frage." 

Ein besonders extremes Beispiel für diese Kritik der Parteirech¬ 
ten sind die Vorstöße der CSU aus den letzten Wochen. Die bayri¬ 
sche Schwester der CDU fordert unter anderem die Registrierung 
aller Geflüchteten an der Grenze und die Rückweisung aller Ge¬ 
flüchteten ohne Pässe, die Wiederherstellung der „Grenzsicher¬ 
heit" und eine Obergrenze von 200.000 Geflüchteten im Jahr. 

Sollte Merkel nicht schnell auf diese Forderungen eingehen, 
droht Seehofer mit einer Klage vor dem Bundesverfassungsge¬ 
richt. In der Geschichte der Bundesrepublik hat noch nie eine 
Koalitionspartei eine Verfassungsklage gegen die eigene Re¬ 
gierung eingereicht - die (Partei-)Rechte geht in die Offensive. 

Angesichts dieserTöne sprach SPD-Fraktionsvorsitzender Op¬ 
permann von einer „Ankündigung des Koalitionsbruchs" und 
fügte hinzu, dass die Koalition auch ohne die CSU regierungsfä¬ 
hig sei. Und tatsächlich ist die Sozialdemokratie weit von einem 
Koalitionsbruch entfernt. Ihre symbolische Opposition gegen die 
extremsten Vorschläge der CSU bleibt solange bestehen - bis sie 
zu Gesetzen werden. Damit wird die SPD zum Garanten einer 
Regierungskoalition, die für Kriegsinterventionen in Afrika und 
im Nahen Osten und eine reaktionäre Offensive gegen Geflüch¬ 
tete steht. Dass ein Sturz Merkels trotz der größten Krise ihrer 
Kanzler*innenschaft ungewiss ist, liegt zum großen Teil auch 
daran, dass die SPD trotz aller pompöser Wortgefechte weitaus 
loyaler gegenüber Merkel ist als große Teile ihrer eigenen Partei. 

Und noch ein weiterer Faktor erschwert einen Putsch gegen 
die Kanzlerin: Das„System Merkel" hat in der CDU dafür gesorgt, 
dass es kaum ernstzunehmende innerparteiliche Kontrahent*in- 
nen zu Merkel gibt. Neben Verteidigungsministerin Ursula von 
der Leyen ist der aktuell aussichtsreichste Kandidat für eine mög¬ 
liche Merkel-Nachfolge wohl Wolfgang Schäuble - einer ihrer 
engsten Vertrauten. 

Der rechte Rand auf dem Vormarsch 

Dennoch: In dem Maße, in dem die Autorität von Merkel sinkt, 
wächst der Protagonismus der Politikerinnen des rechten Rands 
der CDU. Zuerst sammelten sie über 40 Unterschriften für einen 
Brief, in dem ein Kurswechsel in der Geflüchtetenpolitik gefordert 
wurde. Dann preschte die Kandidatin bei den Landtagswahlen in 
Rheinland-Pfalz, Julia Klöckner (CDU), mit ihrem„Plan A2" vor, der 
für nationale Maßnahmen zur Eindämmung der Migration eintritt. 
Die öffentliche Vorstellung eines Alternativplans ist ein Affront ge¬ 
gen die Kanzlerin, zumal er sich inhaltlich an den Forderungen an¬ 
lehnt, die schon seit Monaten aus den bayrischen Alpen kommen. 

Merkel wehrt sich nicht deshalb so vehement gegen die Aus¬ 
weitung von Grenzkontrollen, weil sie weniger nationalistisch 
oder rassistisch als ihre Kritikerinnen wäre. Sie weiß jedoch, dass 
der Schengen-Raum im Falle einer Abkehr Deutschlands von 
diesem Abkommen verloren wäre. Die Europäische Union (EU) 
und Schengen waren für den deutschen Imperialismus wichtige 
Meilensteine auf dem Aufstieg zum europäischen Hegemon. 
Zudem können Grenzkontrollen die deutsche Wirtschaft, deren 
hauptsächlich innerhalb von Europa stattfindenden Exporte zu 
60 Prozent auf dem Landweg transportiert werden, hart treffen. 
Deshalb verteidigt sie „europäische Lösungen" auch wenn ihr 
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DEUTSCHLAND 



gegen 

Merkel? 



Muss die „Eiserne 
Kanzlerin" bald das 
Schiff verlassen? 


REGIERUNGSKRISE: Mit der neuesten Verschärfung des Asylrechts 
will die Große Koalition Geschlossenheit demonstrieren. Doch 
die Autorität der Kanzlerin ist weiter angeschlagen und die 
Regierungsrechte auf dem Vormarsch. Steht ein Putsch gegen 
Angela Merkel bevor? 


Ziel dasselbe ist: Deutschland und Europa von den Problemen 
abzuschotten, die sie selbst erschufen. 

Ein Gradmesser werden die bevorstehenden Landtagswahlen 
in drei Bundesländern sein: Am 13. März wird in Rheinland-Pfalz, 
Baden-Württemberg und Sachsen-Anhalt gewählt. Momentan 
steht die CDU in diesen Ländern zwar als stärkste Partei da. Die 
FAZ kommentierte entsprechend: „Nichts ist erfolgreicher als der 
Erfolg. Doch dass Merkel diesen Erfolg durch ihre Politik herbeige¬ 
führt haben könnte; glauben die Leute nicht im Ernst. Schlimm für 
Merkel würde es aber, wenn es SPD und Grünen in beiden Ländern 
gelänge, mit der FDP eine Koalitionsmehrheit zu zimmern. Eine 
Debatte würde losbrechen, die Kanzlerin trage die Verantwortung 
dafür, den sicher geglaubten Sieg verspielt zu haben. Dann würde 
ihr selbst ein Kurswechsel kaum noch helfen." Eine Niederlage der 
CDU würde den Autoritätsverlust, den die Kanzlerin in ihrer Partei 
gerade erlebt, nur noch verschärfen. 

Welche Antwort auf die Regierungskrise? 

Die aktuellen politischen Auseinandersetzungen in der großen 
Koalition machen deutlich, dass die Regierungskrise trotz der 
neuen Welle repressiver Gesetze noch lange nicht vorbei ist. In 
der Regierung drücken sich so zentrifugale Tendenzen aus, die 
für eine immer größere Instabilität sorgen. Verschärft sich die 
aktuelle Regierungskrise, ist es bis zu einer ernsthaften Krise des 
politischen Regimes - ausgelöst durch eine massive Polarisierung 
nach rechts - nicht mehr weit. 

Die nächsten Monate werden für die (radikale) Linke sehr 
wichtig sein: Wenn sie es nicht schafft, sich in dieser schwe¬ 
lenden Regierungskrise mit klaren Antworten massenwirksam 
zu positionieren, werden sich die bisherigen Rechtstendenzen 
multiplizieren. 
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In was für einer Krise 

WIRTSCHAFT: Die ganze Welt fürchtet eine „harte Landung" Chinas. Trotz der schweren Krise 
im Nahen Osten fallen die Ölpreise weiter. Die wirtschaftliche Lage der Schwellenländer 
verschlechtert sich zunehmend. All das bestätigt unsere Prognose von vor zwei Jahren: Wir 
befinden uns in der dritten Phase der Weltwirtschaftskrise, die 2007/8 begann. 


VON JUAN CHINGO 

D ie Rohstoffpreise fallen und die Währungen der„Schwel- 
lenländer" verlieren an Wert. Das führt dazu, dass es die¬ 
sen Ländern (insbesondere deren Unternehmen und 
Finanzinstituten) immer schwerer fällt, die enormen 
Schulden in Dollar zurückzuzahlen. Die große Frage ist nun, ob 
diese Entwicklung, gemeinsam mit dem Erstarken des Dollars, zu 
einer ähnlichen Situation wie während der lateinamerikanischen 
Schuldenkrise der 1980er oder der Asienkrise Ende der 1990er 
führen wird. 

Das Jahrzehnt des Wirtschaftswachstums in den „Schwellen¬ 
ländern" ist vorbei. Trotz der Anhäufung von Reserven in Zeiten 
des Aufschwungs entwickelt sich seit 2008 eine riesige Kredit¬ 
blase von 9,1 Billionen US-Dollar. 

Diese Blase beginnt nun in der sich verlangsamenden Welt¬ 
wirtschaft zu platzen. Einerseits gibt es hierfür interne Gründe, 
wie die Grenzen des chinesischen Entwicklungsmodells oder des¬ 
sen Abhängigkeit von den Rohstoffvorkommen anderer Länder. 
Andererseits gibt es aber auch externe Gründe. So endet die Po- 
litikdes Quantitative Easing der US-amerikanischen Zentralbank 
Federal Reserve (Fed), selbst wenn die erste Zinssatzerhöhung 
seit sieben Jahren noch gering ausfiel. 

Der Baltic Dry Index, der die Gebühren für den Schiffshandel 
bemisstund als Indikator für die Dynamikdes Welthandels dient, 
befindet sich auf dem niedrigsten Stand der letzten 30 Jahre. 
Sein unaufhaltsamer Fall seit dem Flöchststand 2008 macht zwei 
besorgniserregende Realitäten deutlich: Zum einen existieren 
immer größere Überkapazitäten durch die Überproduktion an 
Schiffen. Dies kann zu einer Reihe von Konkursen in einer Indust¬ 
rie führen, die seit acht Jahren auf einen Abbau der Überkapazitä¬ 
ten hofft. Zum anderen - und das ist wesentlich problematischer 
- verzeichnet der globale Handel laut Welthandelsorganisation 
sehr geringe Wachstumsraten. 

2015 war ein besonders schweres Jahr, da die Rezession in 
Brasilien und die Verlangsamung des Wachstums in China zu¬ 
sammenkamen. Für 2016 weisen Prognosen auf eine weitere 
Verschlechterung hin. Die kürzlich veröffentlichten Wirtschafts¬ 
daten aus China, den USA und Indien lassen an den Wachstums¬ 
erwartungen der Weltwirtschaft zweifeln. Die Weltbank hat ihre 
Vorhersage schon auf 2,9 Prozent für 2016 (und auch die für 2017) 
herabgesetzt. Das sind 14 Prozent weniger, als die Weltbank noch 
im Juli 2015 für 2016 prognostizierte. 

2016: Das Jahr der Staatspleiten? 

Ende letzten Jahres veröffentlichte Carmen Reinhart einen Ar¬ 
tikel, in dem sie 2016 das „Jahr der Staatspleiten" nannte. Sie 
bezog sich dabei auf den Schuldenberg der„Schwellenländer" 
der großteils 2016 und 2017 fällig wird. 

Tatsächlich sind die Dollar-Schulden der Länder im Vergleich 
zu anderen Zeiten von Außenverschuldung geringer, jedoch wer¬ 


den diese nun von den Dollar-Schulden der Unternehmen an den 
Anleihemärkten bei weitem überstiegen. Der so nie da gewesene, 
uneingeschränkte Zugang zu den weltweiten Kapitalmärkten 
ermöglichte es den Banken und Unternehmen der Schwellen¬ 
länder, sich riesige Geldmengen zu historisch niedrigen Zinsen 
(1 Prozent) zu leihen. Ein besonders beliebtes Finanzinstrument 
war die Ausgabe von Schuldscheinen in ausländischer Währung, 
welche ihnen von westlichen Vermögensmanager*innen, die mit 
risikobehafteten Papiere spekulieren, in ihrer Gier nach Riesen¬ 
gewinnen förmlich aus den Händen gerissen wurden. Diese in¬ 
ternationalen Schuldtitel kommen insgesamt auf einen Wert von 
2,6 Billionen Dollar. Drei Viertel davon sind in Dollar denominiert, 
wie die Internationale Bankfür Zahlungsausgleich (BIZ) berichtet. 

Zusammen mit dem enormen Wertverfall des Öls und anderer 
Rohstoffe sind solche Schuldenberge für die Schwellenländer, die 
eine enorme Verlangsamung des Wachstums erleben, nicht mehr 
zu halten. Noch viel mehr gilt das für die von der Rezession getrof¬ 
fenen Länder Russland, Brasilien und Südafrika. Das wird sicherlich 
zu einem weiteren Verfall der Währung führen, was Kapitalflucht, 
einen geringeren Kreditrahmen, einen Investitionsrückgang, die 
Zunahme der Inflation und die Unfähigkeit von Regierungen und 
Unternehmen, die Schulden zu refinanzieren, bedeuten würde. 

Die Bedrohung der Yuan-Abwertung 

Es ist offensichtlich, dass die Verlangsamung des chinesischen 
Wirtschaftswachstums wesentlich gravierender ist, als es die 
offiziellen Zahlen deutlich machen. Doch das größere Problem 
ist, dass die Schulden immer noch schneller wachsen als das no¬ 
minale Bruttoinlandsprodukt (BIP) und dass die Überkapazitäten 
große Probleme bereiten. 

Tatsächlich verlief der Kredit- und Schuldenboom nach dem 
Fall von Lehman Brothers in den USA und China im Gleichschritt. 
Die US-Staatsschulden nahmen in sechs Jahren um 150 Prozent 
zu und die Bilanzsumme der Fed stieg um 400 Prozent an. Dieser 
Dollar-Überschuss strömte in die People's Bank of China (PBOC, 
die chinesische Zentralbank). Gleichzeitig eröffnete die PBOC den 
Weg zu einem historischen internen Kreditboom. Diese Kredite 
machten einen dramatischen Aufschwung der Kapazitäten im 
produzierenden Gewerbe und des Wohnungsbaus möglich. Die- 
se„Kreditblase" war ebenso wichtig für die Blase der Schwellen¬ 
länder, in denen die Rohstoffexporte eine zentrale Rolle spielen 
und die nun einen Höhepunkt der billigen Finanzierung erlebten. 

Diese Entwicklung wurde durch die Anbindung der chinesi¬ 
schen Währung an den Dollar vereinfacht. Der feste Dollarwech¬ 
selkurs des Yuan stellte sicher, dass als die Finanzströme nach 
China gelangten, diese sich in der Bilanz der PBOC leicht in Yuan 
umwandeln ließen und direkt in den Wertpapiermarkt der USA 
angelegt werden konnten. Diese enge Bindung an den Dollar 
erleichterte auch große Spekulationsflüsse. 

Doch die Existenz von starken, neu erschaffenen Interessen 
sowie die Angst der Bürokratie vor einer sozialen Explosion ver- 
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hindern, dass sie mit der notwendigen Umstrukturierung der 
ineffizienten Unternehmen voranschreitet. Anstelle dessen hält 
sie sie künstlich am Leben. Die dadurch entstehenden Probleme 
sind groß: Die Überkapazität liegt schon bei 40 Prozent und in ei¬ 
nigen Industriezweigen sogar bei 50 Prozent, was der Wirtschaft 
große Schwierigkeiten bereitet. Zunächst, weil das Umlaufkapital 
- das die Kosten für laufende Aktivitäten trägt - die gesamten 
generierten Umsätze auffrisst und die Unternehmen dadurch 
sehr schwach sind. Zweitens, weil die Verschuldung, die durch 
den Bau von unnötigen Großprojekten der lokalen und nationa¬ 
len Regierungen entstanden ist, andere Sektoren ansteckt. Denn 
diese kommen nicht mehr an Kredite, jetzt wo der Finanzsektor 
schwächelt. Im Rahmen einer massiven Überkapazität, einer ver¬ 
ringerten Gewinnmarge und einer zunehmenden finanziellen 
Anspannung ist das produzierende Gewerbe in China der Ver¬ 
langsamung der Weltwirtschaft und dem konkurrenzbedingten 
Preisdruck immer stärker ausgesetzt. 

Der enorm aufgeblähte chinesische Finanzmarkt könnte noch 
verletzlicher sein. Die Aktiva chinesischer Banken erreichen 
Höchststände, die nach unabhängigen Schätzungen das drei- bis 
vierfache der Werte von 2008 betragen. Dabei wird der wichtige 
Sektor der„Schattenbanken" nicht betrachtet, der offensichtlich 
eine Bastion der Risikoanleihen war. 

Angesichts der Krise des chinesischen Wachstumsmodells und 
der wachsenden Schwierigkeiten, einen neuen Ausgleich zu fin¬ 
den, ist es unwahrscheinlich, dass die Kopplung des Yuan an den 


Dollar stabil bleibt. Tatsächlich wird dieser Mechanismus immer 
unbrauchbarer für die chinesische Wirtschaft. Wenn ihre Währung 
weiterhin an den Dollar gekoppelt bleibt, wird diese stark aufge¬ 
wertet, was Chinas internationale Wettbewerbsfähigkeit bedroht. 
Wenn man zudem noch den großen Exportsektor und die soziale 
Stabilität in Betracht zieht, wird China seine Währung wahrschein¬ 
lich abwerten, was den aktuellen Währungskrieg und die Krise der 
sogenannten Schwellenländer noch verschärfen wird. 

Genau diese Abwertung kann die Börsen auf aller Welt zum 
Einsturz bringen. Niemand ist auf die Konsequenzen einer 25-30 
prozentigen Abwertung des Yuan vorbereitet. Die Abwertung 
um 10 Prozent und die zaghafte Zinserhöhung der Fed führten 
schon zu einem Preiseinsturz von 25 Prozent der Risikoaktiva von 
ihren Höchstwerten. Stellen wir uns also eine Abwertung vor, zu 
der sich die Bürokratie möglicherweise gezwungen sieht, um den 
über die letzten zehn Jahre angehäuften Schuldenberg in den 
Griff zu bekommen. Dies würde die Rohstoff märkte beeinflussen, 
ebenso wie die Sektoren, die Produktionsgüter hersteilen, die 
Fähigkeit der Rückzahlung der riesigen Verschuldung und die 
Zahlungsfähigkeit der Banken. 

Dieses Manöver konnte die Bürokratie aus Peking sehr teuer 
zu stehen kommen. Auch wenn es das beste für den internen 
Ausgleich wäre, würde eine Neubewertung des Yuan zu großen 
Schwierigkeiten im Exportsektor führen, die vom politischen 
System nicht bewältigt werden können. 

Die neue Phase der Weltwirtschaftskrise bringt die chinesische 
Bürokratie vor große Schwierigkeiten, die die Zukunft des Landes 
auf Jahre und Jahrzehnte hin bestimmen werden. 

zuerst veröffentlicht am 8. Januar 2016 auf laizquierdadiario.com 
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Ein Jahr Syriza-Regierung 


Alexis Tsipras war 
mal ein Hoffnungs¬ 
träger. Steht die 
Welt jetzt Kopf? 


VON BARAN SERHAD 

B ruch mit den Austeritätsprogrammen derTroika und 
der ND-PASOK-Regierung: Mit diesem Versprechen 
brachte Alexis Tsipras am 25. Januar letzten Jahres 
Syriza an die Regierung. Obwohl besonders die 
Arbeiterinnen jahrelang mit zahlreichen Generalstreiks 
dem Spardiktat derTroika unter Hegemonie des deutschen 
Imperialismus die Stirn geboten haben, wichen die Herr¬ 
schenden keinen Schritt zurück. Auf die Erschöpfung der 
Bewegung auf der Straße und in den Betrieben folgte der 
Aufstieg von Syriza, in die viele Menschen große Hoffnun¬ 
gen legten. 

Kurzer Rückblick auf 2015: 

SYRIZA wurde zur Austeritätspartei 

Doch die Illusion hat nur kurz gehalten. Der Wahlsieg von 
Syriza bedeutete kein Ende der Spardiktate, sondern die 
Fortsetzung davon. Schon die Bildung einer Koalitionsre¬ 
gierung am Tag nach den Parlamentswahlen mit der nati¬ 
onalistischen, xenophoben Partei ANEL war ein deutliches 
Zeichen der Entfernung von ihrem Versprechen. Eine plötz¬ 
liche Ernüchterung für die Massen. Auch von den antikapi¬ 
talistischen Maßnahmen gegen Privatisierungen oder Gläu¬ 
bigerinnen war schon längst nicht mehr die Rede. 

So kam es am 20. Februar zur ersten Einigung mit der 
Eurogruppe, die von Syriza als Sieg präsentiert wurde. Das 
Fazit der Einigung war nichts anderes als die Fortsetzung des 
Austeritätsprogramms der Vorgängerregierung, um weitere 
„Hilfspakete" zu bekommen. Die versprochenen Reformen 
wie Renten- und Mindestlohnerhöhung und der Stopp 
einiger Privatisierungen sowie die Wiedereinstellung der 
entlassenen Beschäftigten im öffentlichen Dienst wurden 
im Dienste des Zugeständnisses mit derTroika aufgegeben. 

Schäuble und Merkel hingegen haben selbst die kleins¬ 
ten Zugeständnisse an die griechische Bevölkerung ver¬ 
weigert. Stattdessen forderten sie Gegenreformen wie die 
Fortsetzung der Privatisierungen, Abschaffung der Steuer 
auf Kapitalgesellschaften und Luxusgüter, Erhöhung der 
Mehrwertsteuer und Abbau des Rentensystems. 

In der Nachtauf den 27. Juni 2015 kündigteTsipras ange¬ 
sichts des imperialistischen Drucks ein Referendum für den 5. 
Juli 2015 an. Die griechische Bevölkerung solle das Ultimatum 
derTroika akzeptieren oder ablehnen. Tsipras selbst rief die 
Bevölkerung dazu auf, beim Referendum mit„OXI" (Nein) 
zu stimmen. Ein offenes populistisches Manöver: Sein Ziel 
war es, die Kräfteverhältnisse in den Verhandlungen mit der 
Eurogruppe zu verbessern. Doch die Eurogruppe stellte sich 
gegen jeden Vorschlag über die Verlängerung des„Hilfsplans" 
und beendete die Verhandlungen. 

Beim Referendum haben 61 Prozent der griechischen 
Wählerinnen gegen die Sparmaßnahmen derTroika ge¬ 
stimmt. Es war eine deutliche Botschaft, einerseits gegen 
die imperialistische Erpressung, aber andererseits auch an 
Syriza, dass sie dem Austeritätsprogramm ein Ende set¬ 
zen soll. Doch wenigeTage nach dem Referendum wurde 


das„Nein"zum„Ja". Nach weiteren Verhandlungen wurde 
das dritte Memorandum Mitte August erst vom griechi¬ 
schen Parlament und dann vom deutschen Bundestag 
offiziell verabschiedet. Dieses„Rettungspaket" beinhaltet 
alle Gegenreformen, die von derTroika gefordert wurden. 
Der Verkauf von 14 Flughäfen an den deutschen Konzern 
Fraport waren die ersten Früchte für das deutsche Kapital. 
Währenddessen wird die griechische Bevölkerung mas¬ 
senhaft mit Kürzungen, Mehrwertsteuererhöhungen und 
Angriffen auf Arbeits- und Gewerkschaftsrechte überzo¬ 
gen. Die Proteste gegen das dritte Memorandum wurden 
von Syriza mit polizeilichen Repressionen beantwortet. 

Währenddessen kristallisierten sich innerhalb von Sy¬ 
riza Proteste gegen die Austeritätspolitik heraus. Tsipras 
kündigte Neuwahlen an, um die Linke Plattform aus der 
Partei rauszuwerfen. So blieb für die Linke Plattform kei¬ 
ne andere Möglichkeit mehr, die Partei zu verlassen und 
gemeinsam mit anderen linken Kräften die„Volkseinheit" 
(,Laiki Enotita, LAE) zu gründen. Diese Formation schlägt 
einen „Anti-Euro"-Reformismus als Alternative zu Tsipras 7 
Kapitulation vor und beabsichtigt, zur„Syriza der Ursprün¬ 
ge" - also zu einem„konsequenteren" neoreformistischen 
Programm - zurückzukehren. Eine ehrliche Bilanz ihrer 
eigenen Unterstützung der Regierung während der Ver¬ 
handlungen über das Memorandum und ihr Verzicht auf 
Mobilisierungen findet sich bei ihnen nicht. 

Bei den Parlamentswahlen im September 2015 verpass¬ 
te LAE den Einzug ins Parlament. Ihr Projekt ruft letztend¬ 
lich dazu auf, die Wettbewerbsfähigkeit der griechischen 
Wirtschaft mit einem „geordneten Austritt aus dem Euro" 
und der Rückkehr zur Drachme wiederherzustellen. In letz¬ 
ter Instanz handelt es sich um ein nationalistisches Projekt, 
das keine wirkliche Alternative zu Syrizas Politik darstellt. 

Bei den Wahlen im September 2015 erlangte Syriza 35 
Prozent der Stimmen und bildete erneut mit ANEL eine Ko¬ 
alitionsregierung, um das dritte Memorandum durchzuset¬ 
zen. Die politische Atmosphäre sah diesmal im Vergleich zu 
Wahlen im Januar 2015 anders aus: Diesmal bekamTsipras 
von allen Seiten der Gläubigerinnen Glückwünsche, da sie 
ihn nicht mehr als Gefahr, sondern als Verbündeten wahr¬ 
nehmen. So wurde Syriza sehr schnell zur Austeritätspartei. 

Neue Streiks erschüttern Syriza 

Anders als Syriza haben die griechischen Arbeiterinnen 
aber noch nicht aufgegeben: Die drei größten Gewerk¬ 
schaftsdachverbände GSEE, ADEDY und PAME hatten für 
den 12. November zu einem eintägigen Streik gegen die 
Regierung und dieTroika aufgerufen. Zehntausende waren 
auf den Straßen. Die Demonstrantinnen protestierten ge¬ 
gen die Privatisierung weiterer Staatsbetriebe, die Kürzung 
der Renten sowie das Kappen von Stromanschlüssen.Trotz 
aller Versuche Syrizas, von der eigenen Verantwortung für 
die Austeritätspolitik abzulenken, zeigt sich: Es gibt große 
Unzufriedenheit gegenüber dem dritten Memorandum, 
das von derTroika und der Koalitionsregierung von Syriza 
und Anei gemeinsam gegen die griechische Bevölkerung 
durchgedrückt wird. 
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Geschichte eines Verrats 


GRIECHENLAND: „ We Start from Creece - We change Europe" - so hieß es vor einem Jahr, 
als die griechische Linkspartei Syriza mit ihrem Versprechen der „Anti-Austeritäts-Regierung" 
die Wahlen gewann. Viele Linke setzten große Hoffnungen auf diese neoreformistische 
Partei. Aber mit der Zustimmung zum dritten Memorandum kapitulierte sie vollständig vor 
dem Europa des Kapitals. Aktuell beginnt aber die griechische Arbeiter*innenklasse, den 
Kampf gegen die Spardiktate der Troika wieder aufzunehmen. 


Nach dem Generalstreik gingen die Proteste in verschiede¬ 
nen Branchen weiter. Gegen die geplanten Rentenkürzungen 
und Privatisierungen traten Eisenbahner*innen am 13. Januar 
in einen dreistündigen Streik. Rechtsanwältinnen begannen 
gleichzeitig mit einem dreitägigen Streik, der Gerichtsver¬ 
handlungen Iah m legte. „I/I//V werden mit unseren Traktoren in 
den kommenden Tagen die Autobahnen und die Grenzübergän¬ 
ge blockieren", sagten die Bäuerinnen. 2.000 Freiberuflerin- 
nen demonstrierten in Athen gegen die Rentenkürzungen. 
Die geplante „Rentenreform" beinhaltet Kürzungen von im 
Durchschnitt 15 Prozent für alle neuen Renten. 

Auch die Hafenarbeiterinnen und andere Beschäftig¬ 
te streiken immer wieder gegen die erzwungenen Priva¬ 
tisierungen. Beispielsweise übernimmt die chinesische 
Staatsreederei Cosco für 368,5 Millionen Euro 67 Prozent 
der Anteile am Hafen von Piräus. Der Hafen in der Nähe 
von Athen ist der größte Passagierinnenhafen in Europa. 
Am 4. Februar fand ein weiterer landesweiter Generalstreik 
gegen das dritte Memorandum statt - auch im staatlichen 
Bereich. 

Die griechische Austeritätsregierung spürt großen 
Druck von unten und von oben. Einerseits erpressen die 
imperialistischen Mächte das Land für die Umsetzung des 
Sparpakets, andererseits kämpfen die Arbeiterinnen ge¬ 
gen die Umsetzung desselben. Hinzu kommt, dass die Ko¬ 
alitionsregierung im Parlament nur eine fragile Mehrheit 
besitzt. Die Stabilität der Regierung wankt. 

Den Kampf wieder aufnehmen 

Das deutsche Kapital, dieTroika und die griechische Bour¬ 
geoisie tragen die Hauptverantwortung an der griechi¬ 
schen Misere. Doch Syriza hat die Misere vertieft, da sie 
eine demobilisierende und verräterische Rolle gespielt hat. 
Die ehemalige„Linksregierung" Syrizas ist nun endgültig 
eine Austeritätsregierung. 

Weitere soziale Angriffe auf die Arbeiter*innenklasse in 
Griechenland werden folgen. Die aufkommende Gefahr 
ist ernst zu nehmen: Die faschistische Partei Chrysi Avgi 
(Goldene Morgenröte) wird unter den arbeitslosen Jugend¬ 
lichen und verarmten Kleinbürger*innen immer stärker zu 
einer „Alternative". Eine beobachtende Haltung der revo¬ 
lutionären Linken gegen die Sparpolitik wird dazu führen, 
dass Chrysi Avgi die gesellschaftliche Opposition anführt. 

Die zentrale Lehre aus der griechischen Erfahrung ist, 
dass die Strategie des Neoreformismus gescheitert ist. Zwar 
gibt es aktuell Versuche, mit einem„Plan B" eine neue poli¬ 
tische Offensive des Neoreformismus in Europa zu starten 
- mit Varoufakis, Melenchon und Lafontaine an der Spitze. 


Doch ohne eine revolutionäre Linke, die innerhalb der 
Arbeiter*innenklasse und Jugend verankert ist, kann die 
Offensive des imperialistischen Kapitals nicht zurückge¬ 
schlagen werden. Der Aufbau einer revolutionären Partei 
ist notwendig, die mit dem griechischen und europäischen 
Kapital bricht und den einzigen progressiven Ausweg für 
die griechische Arbeiter*innenklasse aufwirft: eine Arbei- 
ter*innenregierung in der Perspektive der Vereinigten So¬ 
zialistischen Staaten von Europa. 

Gleichzeitig bestimmt der Defätismus das politische 
Schicksal der radikalen Linken in ganz Europa. Wir haben 
eine große Verantwortung gegenüber der griechischen Ar- 
beiter*innenklasse. Die imperialistische Erpressung gegen 
die griechische Bevölkerung ist auch deshalb möglich, weil 
sie in den eigenen Zentren nicht effektiv bekämpft wird. 
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Vielfältige Gesichter 

KLASSENKAMPF: Während die Regierung sich für die niedrigsten offiziellen Erwerbslosen¬ 
zahlen aller Zeiten feiert, gab es in Wahrheit noch nie so viele Menschen in prekären 
Beschäftigungsverhältnissen. Eine neue Generation von Arbeiterinnen sucht nach Wegen, 
sich dagegen zu wehren. 


VON STEFAN SCHNEIDER 

nde 2015 waren laut offiziellen Stellen 2,6 Millionen Men¬ 
schen in Deutschland arbeitslos - die niedrigste Zahl seit 
über 20 Jahren. Doch schon seit Jahren werden diese 
Zahlen beschönigt: Laut Zahlen der Linkspartei werden 
regelmäßig mehr als 700.000 Menschen aus der Statistik her¬ 
ausgerechnet: Menschen über 58, Ein-Euro-Jobber*innen, krank 
gemeldete Erwerbslose, Menschen in Weiterbildungs- oder„Ak- 
tivierungs"-Maßnahmen und viele mehr. Zudem werden mehr 
als 300.000 Menschen nicht gezählt, weil sie aufgegeben haben, 
Arbeit zu suchen. Zu den 2,9 Millionen im Januar 2016 als arbeits¬ 
los ausgewiesenen Personen kommen also noch mindestens eine 
Million weitere Menschen hinzu. 

Doch auch diese Zahlen sind noch zu niedrig: Laut offiziellen 
Zahlen sind mehr als 1,3 Millionen Hartz-IV-Empfänger*innen 
erwerbstätig. Sie beziehen nur deshalb ALG II, weil ihr Lohn so 
niedrig ist, dass sie „aufstocken" müssen. 

Insgesamt gehen Arbeitsmarkt-Statistiker*innen davon aus, 
dass es in Deutschland zwischen 6,6 und 7 Millionen Menschen 
gibt, die in so genannten Mini-Jobs oder anderen Formen von 
Unterbeschäftigung arbeiten - sie können von ihrer Arbeit 
schlicht nicht leben. Zusammen mit den fast vier Millionen Ar¬ 
beitslosen ergibt das eine ultraprekarisierte Schicht der Arbei- 
ter*innenklasse von über zehn Millionen Menschen. 

„Atypische Beschäftigung" 

Doch Prekarisierung geht noch weiter. Zahlen der Hans-Böck- 
ler-Stiftung zu sogenannten„atypischen Beschäftigungsverhält¬ 
nissen" zeigen, dass fast 40 Prozent aller abhängig Beschäftigten 
in Deutschland in Teilzeit, Leiharbeit oder Minijobs als Hauptbe¬ 
schäftigung tätig sind. Das ist das„Wirtschaftswunder" einer der 
größten Volkswirtschaften der Welt.Gerade junge Beschäftigte 
haben darunter zu leiden. Bei den unter 25-Jährigen liegt der 
Anteil derjenigen, die nur über einen befristeten Arbeitsvertrag, 
eine Teilzeitstelle, einen Minijob und/oder einen Zeitarbeitsver¬ 
trag verfügen, laut DGB bei 46,4 Prozent. 

Neben Befristung - der häufigsten prekären Beschäftigungs¬ 
form - und Leih-/Zeitarbeit nimmt in den letzten Jahren jedoch 
eine weitere Form von Prekarisierung immer mehr zu: Werkver¬ 
träge und Scheinselbständigkeit. Seit einem BAG-Urteil von 2010 
konnten Leiharbeiter*innen rückwirkend gleiche Bezahlung wie 
die Stammbelegschaft einklagen. In der Folge wurden diese 
Verträge immer häufiger durch Werkverträge ersetzt. 

Grundsätzlich gibt es zwei Arten von Werkverträgen: Verträge, 
die an Unternehmen gehen, und Verträge an einzelne Beschäf¬ 
tigte. Zentral ist bei beiden, dass bei einem Werkvertrag nicht 
das Arbeitsverhältnis im Mittelpunkt steht, sondern das „Werk" 
das Endprodukt. Werkverträge werden beispielsweise in der 
Gebäudereinigung, der Sicherheit, in Callcentern oder Kanti¬ 
nen an Fremdfirmen vergeben. Sie sind damit ein Werkzeug für 
Outsourcing und das Unterlaufen von Tarifverträgen. Auch wenn 


keine verlässlichen Statistiken existieren, stellen Werkvertragsun¬ 
ternehmen in vielen Branchen - beispielsweise in Schlachthöfen 
- sicherlich inzwischen die Mehrheit der Beschäftigten. 

Immer häufiger werden Werkverträge auch in solchen Berei¬ 
chen eingesetzt, wo sie reguläre Beschäftigung im Stammbetrieb 
ersetzen.Selbst in industriellen Kernbereichen gibt es immer 
mehr Werkverträge. Dabei werden nicht nur Arbeitslosen- und 
Sozialversicherung unterlaufen, auch die betriebliche Mitbe¬ 
stimmung im Rahmen des Betriebsverfassungsgesetzes findet 
keine Anwendung mehr. 

Prekarisierung als Union Busting 

Die Zahlen zu prekärer Beschäftigung sind alarmierend. Neu 
sind sie jedoch nicht. Schon seit den 1990er Jahren nehmen so- 
genannte„atypische" Arbeitsverhältnisse zu. Mit der rot-grünen 
Agenda 2010, den Hartz-Gesetzen und der legalisierten Massen- 
prekarisierung durch das„Teilzeit- und Befristungsgesetz" (TzBfG) 
und das „Arbeitnehmerüberlassungsgesetz" (AÜG) haben sich 
diese Beschäftigungsformen jedoch erst endgültig durchgesetzt. 

Sie sind zur wichtigsten Waffe der Kapitalist*innen zur Wah¬ 
rung ihrer Profite und zur Unterdrückung gewerkschaftlicher 
Aktivität im Betrieb geworden. 

Viele Beispiele - von Amazon bis zum Botanischen Garten der 
Freien Universität Berlin - zeigen, dass Befristung, Leiharbeit und 
Werkverträge nicht nur Maßnahmen zum Geld sparen sind. Bei 
einigen Unternehmen ist die Fremdvergabe unterm Strich sogar 
teurer als das Weiterführen regulärer Beschäftigungsverhältnis¬ 
se. Doch darum geht es auch nicht ausschließlich: Unsichere 
Beschäftigungsverhältnisse sorgen vor allem auch für geringere 
gewerkschaftliche Organisierung. 

Zum Einen ist offensichtlich, dass Arbeiterinnen, die Angst 
darum haben müssen, ob ihr Arbeitsvertrag verlängert wird, 
weniger häufig gewerkschaftlich aktiv werden. Zum Anderen 
werden aber auch schon gewerkschaftlich Aktive und Betriebs¬ 
ratsmitglieder durch Befristung und Outsourcing angegriffen. 

Outsourcing unter Palmen 

Ein besonders illustratives Beispiel ist der aktuelle Arbeitskampf 
beim Botanischen Garten der FU Berlin. Schon 2007 wurden die 
Abteilungen Reinigung, Technik und Besucherservice in eine 
Tochtergesellschaft ausgegliedert, die weiterhin zu 100 Prozent 
der Universität (und damit dem Land Berlin) gehört. Die dort 
angestellten Beschäftigten verdienen bis zu drei Viertel weniger 
als diejenigen, die noch einen Vertrag mit der Universität haben. 

Doch diese Dumpinglöhne sind der FU noch nicht genug. 
Seitdem die Beschäftigten der„Betriebsgesellschaft Botanischer 
Garten und Botanisches Museum" (BG BGBM) sich für bessere Be¬ 
dingungen organisieren, bläst die Geschäftsführung zum Kampf. 
Die Reinigung soll komplett ausgelagert und durch Werkvertrags¬ 
unternehmen übernommen werden. 31 Beschäftigte stehen vor 
betriebsbedingten Kündigungen, darunter Betriebsratsmitglie¬ 
der. Besonders interessant: Mit einer externen Reinigungsfirma 
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würden die Lohnkosten sogar steigen, da der allgemeinverbind- 
licheTarifvertrag der Reinigungsbranche höhere Löhne anbietet 
als das, was die BG BGBM-Beschäftigten aktuell verdienen. 

Das zeigt eindrücklich, dass es hier nicht mehr vorrangig um 
Lohndumping geht - was schlimm genug wäre -, sondern ge¬ 
rade darum, die entstandene gewerkschaftliche Aktivität und 
die Betriebsratsstruktur zu zerschlagen. 

Die Beschäftigten haben das erkannt und organisieren ge¬ 
meinsam mit solidarischen Studierenden Proteste gegen den 
anti-gewerkschaftlichen Kurs von Geschäftsführung, Uni-Leitung 
und Berliner Senat. Ein Sieg wäre auch ein Sieg gegen Union 
Busting mittels Prekarisierung. 

Befristung als Kampfmittel 

Doch nicht nur bei relativ kleinen Unternehmen wie dem Bo¬ 
tanischen Garten - statistisch gesehen setzen vor allem kleine 
und mittlere Betriebe atypische Beschäftigungsverhältnisse ein 
- werden unsichere Arbeitsverhältnisse als Kampfmittel gegen 
eine aktive Belegschaft genutzt. Der multinationale Konzern 
Amazon ist ein weiteres Beispiel. 

Seit 2013 gibt es einen stetigen Arbeitskampf bei dem welt¬ 
größten Online-Händler. Acht von neun deutschen Versand¬ 
standorten befinden sich inzwischen in Streikauseinanderset¬ 
zungen. Amazon nutzt verschiedenste anti-gewerkschaftliche 
Methoden, von Diffamierungen der Gewerkschaft, über arbeit¬ 
geberfreundliche Betriebsratslisten, bis hin zu 



Dennoch konnte die Streikfront bisher nicht gebrochen werden, 
auch wenn die Ausweitung des Arbeitskampfes an vielen ver¬ 
schiedenen Stellen stockt. 

Der jüngste Standort, Brieselang bei Berlin, hat dagegen 
bis heute keine Streikfront aufbauen können, unter anderem 
wegen eines weiteren Griffs der Amazon-Geschäftsführung in 
die anti-gewerkschaftlicheTrickkiste: Befristung als Möglichkeit 
gewerkschaftliche Aktivistinnen loszuwerden. 

Es begann alles Ende 2014:Trotz ihrer befristeten Arbeitsver¬ 
träge brachten mehrere Mitglieder der Gewerkschaft ver.di in 
Brieselang den Mut auf, offen als Gewerkschafterinnen für die 
Betriebsratswahlen zu kandidieren.Trotz mehrerer arbeitgeber¬ 
freundlicher Listen gelang gewann ver.di überraschenderweise 
sogar mit knapper Mehrheit, danke der Kandidatur der befristet 
Beschäftigten. 

Amazon nutzte jedoch die von der rot-grünen Regierung 
geschaffenen Möglichkeiten desTzBfG gnadenlos aus und ver¬ 
weigerte im Dezember 2014 und Januar 2015 fünf Betriebs¬ 
ratsmitgliedern die Weiterbeschäftigung. Die Geschäftsführung 
wiederholte dieses Spiel im Juni 2015 mit zwei weiteren Ge¬ 
werkschaftsmitgliedern, darunter ein Betriebsratsmitglied. Die 
betroffenen Kolleginnen starteten daraufhin noch im Dezem¬ 
ber 2014 eine innerbetriebliche Kampagne mit dem Titel „Wir 
wollen bleiben" und forderten, bis zum Ende ihres gewählten 
Betriebsratsmandats weiterbeschäftigt zu werden. Hinzu kam 
eine Öffentlichkeitskampagne gemeinsam mit dem „Berliner 
Solidaritätskreis für die Beschäftigten bei Amazon". 

Klassenjustiz bekämpfen 

Nachdem ihnen die Weiterbeschäftigung verweigert worden war, 
zogen sie zudem vor das Arbeitsgericht. In erster Instanz wurden 
ihre Ansprüche jedoch abgelehnt, und auch in zweiter Instanz 
ist bei einigen Betroffenen das negative Urteil schon gefällt 
worden. Die Richter*innen folgten zwar in den meisten Fällen 
der Argumentation der Beschäftigten, dass eine Benachteiligung 
durch ihre Tätigkeit als Betriebsratsmitglieder wahrscheinlich vor¬ 
läge, doch solange diese nicht eindeutig bewiesen werden könne, 
sei Amazon im Recht. 

Der Klassencharakter des Teilzeit- und Befristungsgesetzes 
und weiterer Gesetze zur Zementierung prekärer Beschäftigung 
wird somit klar. Sie sind Instrumente der Klassenherrschaft nicht 
nur im ökonomischen Sinne, da sie Arbeitsbedingungen fest¬ 
schreiben, die die Profitmarge des Kapitals erhöhen, sondern 
auch in dem Sinne, dass sie eindeutig zur Zerschlagung der 
ureigenen Strukturen der Arbeiter*innenklasse genutzt werden. 

Der Kampf gegen Befristung, Werkverträge und andere pre¬ 
käre Arbeitsverhältnisse kann deshalb nicht nur auf der Ebene 
des einzelnen Betriebs geführt werden, sondern muss Teil einer 
gesamtgesellschaftlichen Kampagne sein, die diese Gesetze des 
Kapitals zurückschlägt. 


Veranstaltung am 18.2. in Berlin 

Ausbeutung - Prekarisierung - Widerstand: Kampfstrategien 
von (A)mazon bis (Z)alando: Austausch mit Beschäftigten 
zahlreicher Branchen über Kampferfahrungen, Solidarität 
und internationale Vernetzung 
Donnerstag, 18. Februar 2016, 19-21:30 Uhr 
Franz-Mehring-Platz 1 (Seminarraum 1) 
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VON WLADEK FLAKIN UND OSKAR HUBER 

A ngesichts der historischen Krise des Kapitalismus, de¬ 
ren Kosten die Arbeiter*innenklasse gerade zahlt, muss 
die revolutionäre Linke stärker werden. Wir müssen 
kämpferische Arbeiterinnen und Jugendliche um das 
Banner des Marxismus gruppieren. Dazu gehört ein rücksichts¬ 
loser Kampf gegen reformistische Strömungen, die die Illusion 
verkaufen, der Kapitalismus ließe sich wegreformieren. Doch wir 
bekämpfen auch zentristische Strömungen, die manchmal revolu¬ 
tionär reden, aber letzten Endes eine reformistische Praxis haben. 

Also wie sollen Revolutionärinnen breitere Kräfte gruppieren? 
Wir werden uns an dieser Stelle mit zwei konkreten Erfahrungen 
auseinandersetzen. Wie Lenin meinte: Die Wahrheit ist immer 
konkret. 

Front der Linken und Arbeiterinnen 

Die Front der Linken und Arbeiterinnen (FIT) aus Argentinien 
ist ein lehrreiches Beispiel für die internationale Linke. Seit 2011 
konnte die FIT mehrmals über eine Million Stimmen bei Wahlen 
erhalten (ungefähr fünf Prozent). Ihre Parlamentssitze dienen 
dazu, die Kämpfe der Arbeiterinnen und Unterdrückten politisch 
und materiell zu unterstützen. Unsere Schwesterorganisation, 
die Partei Sozialistischer Arbeiterinnen (PTS), hat sich bei den 
Vorwahlen zu den Präsidentschaftswahlen im letzten Jahr als 
stärkste Kraft innerhalb der FIT konsolidiert. Sie gibt eine digitale 
Tageszeitung heraus, die jeden Tag 40.000 Leserinnen erreicht, 
und führt Arbeitskämpfe im ganzen Land an. 

Die FIT ist aber weit davon entfernt, ein „Umgruppierungs¬ 
projekt" zu sein. Sie ist ein Wahlbündnis von drei trotzkistischen 
Organisationen, die wichtige programmatische Differenzen unter¬ 
einander haben. Diese werden auch in aller Öffentlichkeit, vor den 
Augen der Arbeiterinnen und der Jugend, ausgetragen. So wehrt 
sich die PTS gegen die Versuche der Arbeiterinnenpartei (PO) 
und der Sozialistischen Linken (IS), die Klassenunabhängigkeit 
der FIT durch die Einbindung populistischer Kräfte zu verwässern. 

Martin Suchanek von der GAM setzt sich in seinem Artikel 
„Krise, Klasse, Umgruppierung" auch mit der Erfahrung der FIT 
auseinander. Er konzentriert sich jedoch auf die Wahlplattform: 
„Die vielleicht größte Schwäche (...) besteht freilich darin, dass 
die beteiligten zentristischen Gruppierungen das Wahlprogramm 
als ein revolutionäres ausgeben - und das, obwohl es die Frage 
der Regierung noch ganz allgemein darstellt Die Notwendig¬ 
keit, dass sich eine Arbeiterinnenregierung auf Räte, auf Milizen 
stützen und den bürgerlichen Staatsapparat zerschlagen muss, 
wird im ganzen Text nicht angesprochen." 

Wir haben ebenfalls immer wieder - und auch in deutscher 
Sprache - dafür argumentiert, diese Wahlplattform zuzuspitzen, 
mit einer expliziten Abgrenzung von neoreformistischen Parteien 
wie Syriza und Podemos sowie von populistischen Regierun¬ 
gen in Lateinamerika. Wir wollen klarstellen, dass eine wirkliche 
„Arbeiter*innenregierung" sich nur auf die Zerschlagung des 
bürgerlichen Staates stützen kann. Unsere Bündnispartner*innen 
von PO und IS lehnen das jedoch ab. 

Es ist jedoch überhaupt nicht ausreichend, sich nur mit diesem 


kurzen Schriftstück auseinanderzusetzen. Leo Trotzki erklärte 
immer wieder, dass das„Programm" einer Organisation sich nicht 
auf ihre schriftliche Plattform beschränkt, sondern ihre gesamte 
politische Tätigkeit umfasst. Eine Diskussion ausschließlich auf 
der Grundlage eines einzigen Programmdokuments lehnteTrotz- 
ki als „rein formal, leblos, nicht politisch und nicht revolutionär" ab. 

Denn die FIT ist keine abstrakte Idee, sondern eine reale Kraft 
im Kampf zwischen den Klassen. Zu ihrem Programm gehört 
diese - unzureichende - Wahlplattform. Aber auch jede Kundge¬ 
bung, jede Intervention bei einem Arbeitskampf, jeder Auftritt im 
Fernsehen und auch jede Debatte zwischen den drei Mitgliedern 
der FIT machen ihr Programm aus. 

Neue Antikapitalistische Organisation 

In seinem Artikel beschreibt der Genosse Suchanek recht detail¬ 
lierte taktische Vorschläge für Länder, wo die GAM und ihre inter¬ 
nationale Strömung (LFI) keinerlei Einfluss haben. So erfahren wir, 
dass nicht näher beschriebene „Revolutionärinnen" innerhalb 
von Syriza, Podemos und der HDP arbeiten sollten. Doch aus 
hypothetischen Vorschlägen dieser Art lässt sich keine Bilanz 
ziehen. Um nochmal Lenin zu zitieren: Das einzige Kriterium der 
Wahrheit ist die Praxis. Umso auffälliger ist es, dass der Genosse 
wenig bis nichts über die eigenen Erfahrungen der GAM und 
der LFI mit„antikapitalistischen Umgruppierungen" schreibt. 

Zu diesen Erfahrungen gehören etwa Experimente der briti¬ 
schen GAM-Schwestergruppe, Workers Power. Im letzten Jahr¬ 
zehnt arbeitete sie im zentristischen Jugendprojekt Revsocs, in 
einer kleinen und leblosen AnticapitalistInitiative, in der linksre¬ 
formistischen Minipartei LeftUnity und nun in der reformistischen 
LabourParty. Die Gruppe hat heute nur noch einen Bruchteil ihrer 
Größe von vor einem Jahrzehnt. Hier wäre dringend eine Bilanz 
nötig, um zu klären, ob„Umgruppierungen" dieser Art tatsächlich 
revolutionären Gruppen zum Durchbruch verhelfen können. 

In Deutschland sind die GAM und die mit ihr verbundene 
Jugendorganisation REVOLUTION seit fast fünf Jahren Teil einer 
Neuen Antikapitalistischen Organisation (NAO). An dieser Stelle 
können wir uns nicht mit der Geschichte der NAO auseinander¬ 
zusetzen. Aber heute handelt es sich um ein Projekt von lediglich 
einigen Dutzend Menschen: Neben der GAM und Revo gibt es 
eine Handvoll einzelner Mitglieder, die vor Jahrzehnten in der 
rechtszentristischen GIM waren oder aus der zusammengebro¬ 
chenen Gruppe ARAB kommen. Die GAM stellt seit weit mehr 
als einem Jahr die absolute Mehrheit der NAO-Mitglieder dar 
- von daher trägt sie die volle politische Verantwortung für jede 
Entscheidung der NAO. 

Ein Vergleich 

Der Vergleich zwischen der FIT und der NAO ist auf mehreren 
Ebenen schwierig. Denn Quantität bedingt Qualität: Die FIT tritt als 
eine sichtbare Fraktion der Arbeiter*innenbewegung auf; die NAO 
dagegen ist so gut wie unbekannt. Aber auch der Anspruch ist an¬ 
ders: Die FIT ist nur ein begrenztes Bündnis, während die NAO eine 
Mitgliedsorganisation mit einem ausformulierten Programm ist. 

Auch hier umfasst das tatsächliche„Programm" nicht nur das zen¬ 
tristische NAO-Manifest, sondern die gesamte politische Praxis. Und 
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die Praxis der NAO beschränkt sich zum Großteil darauf, öffentliche 
Veranstaltungen zu organisieren, auf denen reformistische Projekte 
- aus dem Ausland - bejubelt werden. Charles-Andre Udry lobte Sy- 
riza; Esther Vivas lobte Podemos; Olivier Besancenot lobte die rechte 
Führung der NPA; Ken Loach lobte Left Unity; usw. usf. Auf keiner 
dieser Veranstaltungen konnte die GAM diesen reformistischen 
Projekten eine klare revolutionäre Alternative entgegensetzen. 

Das größte Ergebnis, das die NAO erbracht hat, waren frucht¬ 
lose Programmdebatten, die in der Praxis eine politische Rechts¬ 
entwicklung der GAM nach sich gezogen haben. Das ausführliche 
NAO-Manifest geht nicht über delphische Formulierungen hin¬ 
aus, die sich jeweils revolutionär oder reformistisch interpretieren 
lassen. Keine größere Handlungsfähigkeit, sondern programma¬ 
tische Diplomatie mit Einzelaktivistinnen ohne jede Basis: Das 
ist die zentrale Bilanz des NAO-Prozesses. 

Bei den Vorwahlen vor den letzten Präsidentschaftswahlen in 
Argentinien gab es erhebliche Differenzen in der FIT. Die anderen 
zwei Organisationen wollten „linke" Gewerkschaftsbürokratin- 
nen und populistische Gruppen einbinden - wir dagegen setzten 
auf die Erneuerung der Front durch die Einbindung von kämp¬ 
ferischen Arbeiterinnen, Jugendlichen und Frauen. Da diese 
Differenz nicht einvernehmlich gelöst werden konnte, traten wir 
mit einer eigenen Liste bei den Vorwahlen an - und gewannen. 
Mit deutlich linkeren Positionen stellten wir die Spitzenkandi¬ 
datinnen der Front. Doch statt diese Linksentwicklung zu feiern, 
konstatiert Suchanek: „Heute droht eine Spaltung der FIT." Das 
sehen wir nicht. Aber es offenbart, dass der Genosse„Umgrup- 
pierung" als Verstecken von Differenzen versteht. 

Ein Angebot 

Viele Differenzen zwischen RIO und GAM drehen sich um die 
Frage, ob die Arbeiterinnenklasse bei Konflikten zwischen 
bürgerlichen Fraktionen eine vermeintlich fortschrittliche Seite 
unterstützen sollte. Wir setzen dabei auf die radikale politische 
Unabhängigkeit der Arbeiterinnenbewegung. Der Erfolg der 


FIT ist nicht vom Himmel gefallen. Die PTS hatte es in den Jahren 
zuvor abgelehnt,„antikapitalistische" und„breite linke" Projekte 
von kleinbürgerlichen Politikerinnen und Gewerkschaftsbüro¬ 
kratinnen zu unterstützen, die allesamt in Desastern endeten. 

Die strategische Hypothese der GAM ist, dass eine revoluti¬ 
onäre Strömung mit Masseneinfluss aus der Linksentwicklung 
eines zentristischen Projektes hervorgehen wird. Das mag unter 
bestimmten Umständen passieren. Doch die GAM-Genossinnen 
sind auf diese Hypothese so eingeschworen, dass sie selbst zen- 
tristische Projekte wie die NAO aufbauen. 

Die Hypothese unserer internationalen Strömung - der FT-CI 
- ist, dass sich Revolutionärinnen nicht unter dem Dach einer 
reformistischen Partei, sondern auf revolutionärer Grundlage 
sammeln müssen. In diesem Sinne haben wir 2013 ein Manifest 
veröffentlicht. Leider hat die GAM noch nie darauf reagiert. 

Während wir diese Zeilen schreiben, hat das NAO-Mitglied 
Michael Schilwa ein Pamphlet geschrieben, in dem er gegen 
„offene Grenzen" und für „faire Asylverfahren" plädiert also für 
Grenzzäune und Abschiebungen. Dabei durften transphobe 
Beleidigungen nicht fehlen. Genossinnen der GAM, meint ihr 
wirklich, in einer Gruppe mit solchen Leuten reale Fortschritte 
hin zum Aufbau einer revolutionären Partei machen zu können? 

In diesem Sinne machen wir den Genossinnen von GAM und 
Revo drei kurze Vorschläge: 

1. Die Auflösung der NAO samt einer tiefgehenden Bilanz 
dieser fast fünfjährigen Erfahrung. 

2. Eine engere Zusammenarbeit zwischen unseren Grup¬ 
pen, vor allem in der Arbeiterinnenbewegung. 

3. Politische Diskussionen zwischen unseren Gruppen 
über notwendige Strategie und Programm für Revolu¬ 
tionärinnen heute. 

Für eine Fusion haben wir noch zu große Differenzen. Wir lehn¬ 
ten das NAO-Experiment gerade deshalb ab, weil eine gemein¬ 
same Organisation erst Ausdruck einer gemeinsamen Strategie 
und gemeinsamer Praxis sein kann. 
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Warum Studis 
Arbeitskämpfe 
unterstützen 
sollten 

SOLIDARITÄT: Beim 
Botanischen Garten 
der FU Berlin sollen 
31 Kolleginnen 
gekündigt werden. Doch 
gemeinsam mit Studierenden 
wehren sich die Beschäftigten. 



VON BASTIAN SCHMIDT 

S amstagabend im Botanischen 
Garten: Studierende zerstreuen 
sich im Gewächshaus und vertei¬ 
len Flyer an Besucherinnen. Politik 
bei tropischer Atmosphäre und entspann¬ 
tem Jazz. Das Interesse ist groß, viele 
Besucherinnen äußern ihre Solidarität. 
Einige weisen uns freundlich darauf hin, 
dass der Chef das wahrscheinlich nicht so 
gern sieht. Doch was uns sollte uns schon 
passieren? Wir arbeiten dort nicht. Wir 
haben keine direkten Angriffe auf unsere 
Lebensbedingungen zu befürchten. 

Die Realität der Kolleginnen sieht 
deutlich anders aus. Lohndumping, 
Outsourcing - nun droht die Freie Univer¬ 
sität Berlin auch mit der Entlassung von 
31 Kolleginnen. Schon jetzt verdienen 
die Beschäftigten der FU-eigenen „Be¬ 
triebsgesellschaft für die Zentraleinrich¬ 
tung Botanischer Garten und Botanisches 
Museum (BG BGBM) deutlich weniger als 
ihre Kolleginnen, die direkt bei der Uni 
angestellt sind.Kolleginnen müssen ihren 
Lohn mit Hartz IV aufstocken. Die Folgen 
für das Leben der Beschäftigten, für ihre 
Familien und Kinder, sind fatal. Doch die 
Universitätsleitung nimmt das billigend 
in Kauf. 

Das gleiche Problem - 
ein gemeinsamer Kampf 

Diese Angriffe auf die Lebens- und Ar¬ 
beitsbedingungen sind allerdings kein 
Einzelfall. „Selbst bei der BVG haben wir mit 


Befristung zu kämpfen", sagte ein Vertreter 
der Gruppe ver.di aktiv kürzlich bei einer 
gemeinsamen Solidaritätskundgebung. 
Auch bei Amazon kämpfen die Beschäf¬ 
tigten seit mittlerweile drei Jahren ge¬ 
gen die arbeiterinnenfeindliche Praxis 
des Konzerns. Diese Angriffe treffen vor 
allem junge Menschen, die neu in die 
Lohnarbeit einsteigen. Viele müssen heu¬ 
te in prekären Arbeitsverhältnissen den 
Lebensunterhalt bestreiten, d.h. sie sind 
befristet angestellt, verdienen wenig oder 
haben ständig wechselnde Arbeitszeiten. 

Auch neben dem Studium sind viele 
Jugendliche aufgrund steigender Lebens¬ 
haltungskosten gezwungen zu arbeiten. 
Gewerkschaftliche Organisierung ist dort 
selten anzutreffen. Das liegt nicht zuletzt 
daran, dass die meisten Studierenden ihre 
Lebenssituation nur als vorübergehend be¬ 
trachten. Doch auch nach dem Studium 
wird die Mehrheit von uns Teil der lohn¬ 
abhängigen Klasse sein. Die Arbeitsbedin¬ 
gungen, die heute von den Kapitalistin- 


nen durchgesetzt werden, werden uns 
somit früher oder später wieder einholen. 

Die kämpfenden Kolleginnen, egal ob 
bei Amazon, bei der BVG oder im Botani¬ 
schen Garten, sind für uns vorbildhaft. Da¬ 
bei wird auch die studentische Solidarität 
von den Kolleginnen immer wieder posi¬ 
tiv hervorgehoben. Sie kann den innerbe¬ 
trieblichen Kampf unterstützen, aber sie 
kann ihn nicht selbst organisieren. 

Wir können vor allem durch außerbe¬ 
triebliche Kampagnen dazu beitragen, 
bestehende Kämpfe zu stützen, zu verei¬ 
nigen und damit auf die politische Ebene 
zu heben. Denn der Kampf gegen Lohn¬ 
dumping und Outsourcing ist nicht nur 
ein Kampf der Beschäftigten im Botani- 
^ sehen Garten. Auch die Post hat im 
letzten Jahr tausende Beschäftigten 
in Subunternehmen ausgegliedert 

- zu schlechteren Bedingungen, versteht 
sich. Überhaupt gibt es kaum große Kon¬ 
zerne in Deutschland, die ohne Fremdver¬ 
gabe von Aufträgen an Subunternehmen 
auskommen. Deutschland ist eben nicht 
nur Exportweltmeister, sondern auch 
Weltmeister im Lohndumping! 

Die Gewerkschaften 
gehören uns! 

Es sind die Arbeiterinnen und Jugendli¬ 
chen, die immer stärkeren Angriffen auf 
ihre Lebensbedingungen ausgesetzt sind 

- auch im Studium selbst. Besonders die 
Bologna-Reform war ein enormer Schritt 
für die Ökonomisierung des Studiums 

- immer schneller studieren, immer we¬ 
niger selber denken, Hauptsache fit für 
den Arbeitsmarkt! Von überfüllten Hör¬ 
sälen und maroden Gebäuden mal ganz 
zu schweigen. 

Umso notwendiger ist es, den gemein¬ 
samen Kampf gegen Sozialkürzungen 
und im Bildungssektor aufzunehmen. 
Die Macht liegt bei den Arbeiterinnen. 
Sie können aufgrund ihrer materiellen 
Stellung den größten Druck auf die Ka- 
pitalistinnen und den Staat ausüben. 
Deshalb müssen wir uns heute schon in 
Gewerkschaften organisieren, bestehen¬ 
de Kämpfe unterstützen und die Selbstor¬ 
ganisierung kämpferischer Kolleginnen 
an der Basis vorantreiben. 

Denn Gewerkschaften als reine Bittstel¬ 
lerinnen sozialpartnerschaftlicher Politik 
waren in den letzten Jahren nicht zuletzt 
für die Prekarisierung von Millionen von 
Menschen mitverantwortlich - sei es bei 
der Agenda 2010, der Befristungspraxis 
oder des Streikrechts. Unser Kampf kann 
nur gewonnen werden, wenn wir die Ge¬ 
werkschaften als gemeinsame Kampfor¬ 
ganisation unser Klasse zurückgewinnen. 
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Fortsetzung von Seite 16 Z> 

die Herkunft als ausschlaggebend für die 
Übergriffe ansieht. Sobald Rassismus mit 
vermeintlichen Fakten unterlegt werden 
kann, gilt er als gesellschaftsfähig. 

Klar ist also, das es sich um krasse Fälle 
von Sexismus und Gewalt an Frauen han¬ 
delt, die absolut zu verurteilen sind. Klar 
ist aber auch, dass nun eine ungeheure 
Instrumentalisierung durch Rassist*in- 
nen stattfindet. Der CSU-Generalsekretär 
Andreas Scheuer forderte eine sofortige 
Abschiebung von Geflüchteten, die se¬ 
xuelle Gewalt ausüben, der CDUIer Jens 
Spahn forderte einen neuen „Aufschrei", 
den es sonst doch bei jedem kleinen 
„Dirndlwitz" gebe. 

Doch es gab nicht nur solche widerwär¬ 
tigen Reaktionen: Am Dienstag abend gin¬ 
gen in Köln mehrere Hundert Menschen 
auf die Straße, um gegen Gewalt an Frau¬ 
en, aber auch gegen die rassistische Ins¬ 
trumentalisierung zu protestieren. Dabei 
hielten sie Schilder mit der Aufschrift„Ge- 
gen Sexismus - Gegen Rassismus" hoch. 
„Die Ereignisse in der Silvesternacht waren 
ein krasser Auszug sexueller Gewalt gegen 
Frauen. Das ist schlimm, aber die Gewalt ge¬ 
gen Frauen ist ein Alltagsphänomen, dem 
viele ausgesetzt sind", meinte eine Teilneh¬ 
merin. Die Moderatorin derVeranstaltung, 
Tanja Wiesenhof, sagte: „Das Problem von 
Männergewalt ist kein Einzel fall und schon 
garkeins, das mit Migranten zu tun hat." 

Rassismus und 
Alltagssexismus 

Viele Politikerinnen warnen nun zwar 
vor einem Generalverdacht gegenüber 
Migranten, jedoch ist schon allein die Nen¬ 
nung und Fokussierung auf die Herkunft 
der Täter ein Problem. Denn wer käme 
auf die Idee, sie bei deutschen Männern 
zu erwähnen. Das Entsetzten wäre wohl 
überhaupt nicht so groß, wenn die Täter 
als bio-deutsch identifiziert worden wä¬ 
ren und es ist fraglich, in welchem Aus¬ 
maß darüber berichtet würde. Es ist auch 
fraglich, ob sich die betroffenen Frauen 
getraut hätten, die Übergriffe überhaupt 
anzuzeigen. Denn aus gutem Grund wird 
nur ein Bruchteil der sexuellen Übergriffe 
in Deutschland angezeigt: Frauen wird oft 
gar nicht erst geglaubt und ihnen wird sel¬ 
ber die Schuld an den Vorfällen gegeben. 

Es ist gut, wenn Frauen geglaubt wird, 
wenn sie von Übergriffen berichten. Er ist 
aber ein Zeichen für den krassen Rassis¬ 
mus, dass das nur dann der Fall ist, wenn 
weiße Frauen Migranten anzeigen. Es wird 
so getan, als ob Migranten und Geflüch¬ 
tete prinzipiell Sexisten sind - und als ob 
Gewalt an Frauen durch „Bio-Deutsche" 


die Ausnahme wäre. Dabei gehören se¬ 
xuelle Übergriffe zum Alltag von Frauen, 
die in Deutschland leben, egal welcher 
Herkunft. Und sie finden in allen Teilen 
der Gesellschaft statt. Frauen sehen sich 
am Arbeitsplatz und auf der Straße, meist 
aber im Privaten, in der Familie, sexuellen 
Übergriffen ausgesetzt, werden zudem 
permanent mit sexistischen Witzen und 
Werbungen konfrontiert. Der #Aufschrei, 
der vor zwei Jahren Alltagssexismus the¬ 
matisierte, stieß zwar auf viel Resonanz, 
aber auch auf mindestens so viel Gegen¬ 
wehr. Das zeigt die Akzeptanz, die Sexis¬ 
mus in der Gesellschaft hat. 

Vorschläge für Frauen 
und Victim Blaming 

Das wird in Köln gerade im Karneval, 
Jahraus Jahrein das Fest des normalisier¬ 
ten sexuellen Übergriffs, deutlich. Tradi¬ 
tion des rheinischen Karnevals ist zum 
Beispiel das Bützchen: Oft junge Frauen 
werden von Männern aus dem Karne¬ 
valsumzug dazu gedrängt, ihnen einen 
Kuss auf die Wange zu geben - wer nicht 
mitmacht, ist eine Spielverderberin. Die 
Kölnische Rundschau verkündet unbe¬ 
kümmert: „Das Bützchen [...] gehört dem 
DAV zufolge aber zum Brauchtum. Werdas 
als sexuelle Belästigung auffasst, sollte dem 
Karneval fernbleiben." So kann man sich die 
Welt auch zurecht biegen: Sexuelle Gewalt 
wird nur anerkannt, wenn sie durch „die 
Anderen" verübt wird, wenn deutsche 
Männer sie ausüben - und dann sogar 
noch als Teil unserer guten deutschen 
Tradition! - sind die Frauen selber schuld, 
wenn sie sich dem aussetzen. Das ist klas¬ 
sisches Victim Blaming. 

In eine ähnliche Kerbe schlagen nun 
auch die Vorschläge der Oberbürger¬ 
meisterin von Köln. Es solle nun Verhal¬ 
tensregeln für Frauen und Mädchen für 
Großevents geben - als ob es in der Ver¬ 
antwortung der Opfer läge, sich vor Sexis¬ 
mus zu schützen. Und es solle „Verhal¬ 
tensregeln für Karnevalisten ,aus anderen 
Kulturkreisen' geben,,damit hier nicht ver¬ 
wechselt wird, was ein fröhliches Verhalten 
ist in Köln und was mit Offenheit, insbeson¬ 
dere sexueller Offenheit überhaupt nichts 
zu tun hat"' Klar, es ist eben nicht immer 
leicht zu erkennen, welches der Sexismus 
ist, der eigentlich keiner ist, weil er ja nor¬ 
malisiert und von Traditionen gedeckt ist. 

In Abgrenzung zu anderen Ländern 
gilt die hiesige Gleichberechtigung dann 
aber als Vorzeigeprojekt. Kristina Schröder 
meldet sich mal wieder aus dem Off und 
fordert nun eine Auseinandersetzung mit 
„gewaltlegitimierenden Männlichkeits¬ 
normen anderer Kulturen" die rechte 


„Feministin" Alice Schwarzer setzt ihre 
rassistische Hetze fort und spricht von 
einer falschen Toleranz gegenüber musli¬ 
mischen Männern, die ihrer Meinung nach 
nun Terror und Krieg nach Köln brächten 
und die westliche Errungenschaft der 
Gleichstellung in Gefahr brächten. 

Gemeinsam gegen 
Sexismus und Rassismus! 

Auch der rechte Mob von Pegida und Co. 
interessiert sich nur dann für Frauenrech¬ 
te, wenn er es für die eigene rassistische 
Agenda nutzen kann. Dabei schert er sich 
sonst nicht im Geringsten um das Wohl¬ 
ergehen von Frauen, wenn er sie zum 
Beispiel in ihre traditionelle Rolle in der 
Familie zurückdrängen oder ihnen den Zu¬ 
gang zu Abtreibung verweigern will. Ihre 
Besorgnis um die sexuelle und körperli¬ 
che Selbstbestimmung von Frauen ist also 
vorgeschoben und zynisch. Das wird auch 
klar, wenn man bedenkt, dass nur deut¬ 
sche weiße Frauen damit gemeint sind 
- zum Beispiel die geflüchteten Frauen, 
die ins Elend abgeschoben werden sollen, 
sollen nämlich nicht beschützt werden. 

Rechte „Feminist*innen" um Alice 
Schwarzer schaffen es meist besser, sich 
als die Verteidigerinnen der Frauen dar¬ 
zustellen. Dabei interessieren sie sich nicht 
für die echten Probleme der Mehrheit der 
Frauen. Sie befürworten imperialistische 
Interventionen und kümmern sich nicht 
darum, welches Elend das für Frauen in 
den betroffenen Ländern bedeutet. Vor 
allem befeuern sie mit dieser Unterstüt¬ 
zung aber auch den Rassismus im eigenen 
Land und spielen so Frauen in Deutsch¬ 
land gegeneinander aus. Sie tun dies, weil 
ihre Interessen nicht denen der Mehrheit 
der Frauen entsprechen und sie ein voll¬ 
kommen anderes Leben mit anderen 
Möglichkeiten leben - die Millionen die 
Alice Schwarzer in der Schweiz geparkt 
hat, sprechen hier Bände. 

Um dem Sexismus zu begegnen müs¬ 
sen sich hingegen Frauen, und solidari¬ 
sche Männer jedweder Herkunft ohne 
sich spalten zu lassen gegen Gewalt an 
Frauen, gegen sexuelle Übergriffe und 
gegen sexistische Ideologien und ihre 
Grundlage organisieren. Dafür müssen 
sie sich aber auch gegen Rassismus stel¬ 
len. Denn nur der gemeinsame Kampf 
kann erfolgreich sein. Die Demonstrati¬ 
on gegen Gewalt an Frauen am Dienstag 
in Köln kann ein Auftakt für eine solche 
Gegenwehr sein. Alle anderen Wege füh¬ 
ren entweder zur Relativierung der unge¬ 
heuren Vorfälle von Köln, oder leisten der 
aktuellen rassistischen Stimmung noch 
weiteren Vorschub. 
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Auch nach Köln: 
Gegen Sexismus 
una Rassismus! 


Die Silvesternacht in 
Köln und die Reaktionen 


Sexuelle Übergriffe sind schlimm für die 
Betroffenen, egal von wem sie ausgeübt 
werden. Aber es ist glasklarer Rassismus, 
wenn Sexismus nur bei Migranten er¬ 
kannt und skandalisiert wird, um dann 
- den Sexismus von weißen Deutschen 
ignorierend - von der eigenen „kultu¬ 
rellen Überlegenheit" zu phantasieren. 
Beobachten lässt sich auch das bei den 
Ereignissen in Köln. 

Was ist genau passiert? In der Silvester¬ 
nacht soll sich vor dem Kölner Dom eine 
Gruppe von ca. 1000 Männern - wobei die 
Angabe stark schwanken - versammelt 
haben. Einige von ihnen sollen im Schutz 
der Masse Frauen sexuell belästigt und 
dabei ausgeraubt haben, auch eine Verge¬ 
waltigung soll stattgefunden haben. Die 
Lokalpresse berichtete und knapp eine 
Woche danach sind die Ereignisse in aller 
Munde. Es wurden bereits mehr als 100 
Anzeigen erstattet, mindestens 75 davon 
sprechen von sexueller Belästigung und 
Übergriffen. Weitere Informationen wer¬ 
den noch gesammelt, über eine 
wird bereits heiß diskutiert: 
Nach Zeugenaussagen sol¬ 
len die Täter einen nordafri¬ 
kanischen Migrationshinter¬ 
grund haben. Dies lieferte 
Ifl natürlich eine Steilvorlage 
für das rechte Lager, das allein 

Fortsetzung 
auf Seite 15 Z> 


UNTERDRÜCKUNG: „Tausend besoffene Flüchtlinge überfallen 
massenhaft deutsche Frauen." So klangen die ersten 
Meldungen zur Silvesternacht in Köln. Klar ist, dass viele 
Frauen einen Albtraum an sexistischer Gewalt erleben 
mussten. Doch die Geschichte wird für eine massive 
rassistische Kampagne missbraucht. 


macht, ihr Leben unbeschwert zu genie¬ 
ßen. Gewalt an Frauen festigt auch immer 
eine Ordnung, in der öffentliche Räume 
männliche Räume sind und Frauen poten¬ 
tielle Opfer. 


VON LILLY FREYTAG UND 
ANDREA LAMANTIA 


D ie Silvesternacht in Köln ist in aller 
Munde: Mindestens 75 Frau¬ 
en erfuhren dort sexuelle j 
Gewalt, in der Öffentlich¬ 
keit, an einem Ort voller Menschen, 
als sie eigentlich nur fröhlich das 
neue Jahr begrüßen wollten. 

Jedes Mal, dass so etwas pas¬ 
siert, ist einmal zu viel. Es ist eine 
Qual für die betroffenen Frauen, H 
viele leiden noch Jahre später un¬ 
ter dem Übergriff. Und es schafft 
ein Klima der Angst für alle Frau¬ 
en, welches es ihnen schwerer 


